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Regierungspräſident. 
(Bezirksausſchuß.) 
172. Polizeiverordnung. 

Auf Grund der 88 137, 139 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
und der 89 6, 12 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 in Ver: 
bindung mit den Beitimmungen des Geſetzes gegen 
die Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Ge⸗ 
genden vom 2. Juni 1902 (Geſ. S. S. 159), wird 
mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes folgendes 
verordnet: 

§ 1. Die Anbringung ſolcher Reklameſchilder und 
ſonſtiger Auſſchriften und Abbildungen, die das 
Landſchaftebild verunzieren, iſt in den Kreiſen Luckau, 
Calau, Lübben und Cottbus (Landkreis) außerhalb 
der geſchloſſenen Ortſchaften auf beiden Seiten der 
nachbenannten Elſenbahnſtrecken bis aaf eine Ent⸗ 
fernung von je 300 Metern, vom äußeren Rande 
des Bahnkörpers ab gerechnet, verboten: 

a) auf der Strecke Berlin⸗Dresden innerhalb des 

Luckauer Kreiſes, 

b) auf der Strecke Halle⸗Cottbus von der Grenze 
mit der Provinz Sachſen weſtlich Dobrilugk bis 
Cottbus, ; 

o) auf der Strecke Berlin⸗Görlitz von der Grenze 
mit dem Kreiſe Teltow nördlich Halteſtelle 
Oderin bis Cottbus, 

d) auf der Nieder⸗Lauſitzer Bahn Falkenberg: 
Beeskow von der Grenze mit der Provinz 
Sachſen ſüdlich Udro bis Lübben, 

e) auf der Linie Lübbenau⸗Senftenberg, 

) auf der Strecke Cottbus⸗Großenhain von Gott: 
bus bis zur Grenze mit Schleſien nördlich 
Ruhland, 

8) auf der im Bau begriffenen Linie Finſterwalde⸗ 
Luckau. 


Eiſenbahn in Landsberg S. 89. 

Andere Behörden: Schleuſe Friedenthal S. 89. — 
Rentenbriefverlofung S. 89. — Poſtlagerkarten S. 89. — 
Telegraphenanſtalten S. 89. 

Perſonalnachrichten ©. 90. 

Nichtamtliches: Nachträge zum Regulativ ꝛc. des Kur⸗ 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts S. 91. 
— Wegeſperrung und Einziehung S. 92. 


8 2. Bereits beſtehende Anlagen der M 5 1 ge⸗ 
nannten Art ſind bis zum 15. Mai 1910 zu beſeitigen. 

§ 3. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
der 88 1 und 2 werden mit Geldſtrafe bis zu 
60 Mark, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
entſprechende Haftſtrafe tritt, geahndet. 

8 4. Die Polizeiverordnung trüt mit dem Tage 
ihrer amtlichen Verkündung in Kraſt. 

Frankfurt a. O., den 24. März 1910. 
1B 673. Der Regterungspräfident. J. V.: Keller. 
173. Kürzlich iſt eine neue Auflage der von dem 
ſtädtiſchen Lehrer Cronberger⸗Frankfurt a. M. ver⸗ 
faßten Schrift „Der Schulgarten des In⸗ und Aus⸗ 
landes“ erſchienen, in der auch die Nutzbarmachung 
von Schulgärten für den Unterricht in der länd⸗ 
lichen Fortbildungsſchule behandelt wird. 
Zweckmäßig angelegte Schulgärten werden bei ge⸗ 
eigneter Benutzung im Dienſte der ländlichen Fort⸗ 
bildungsſchule erheblichen Nutzen ſtiften können, in⸗ 
dem ſie zur Veranſchaulichung und Befruchtung des 
Unterrichts weſentlich beizutragen vermögen. 5 

Ich erſuche deshalb die Herren Landräte, die 
Leiter der ländlichen Fortbildungsſchulen ihrer Kreiſe 
auf dieſe Schrift aufmerkſam zu machen und dahin 
zu wirken, daß bereits vorhandene Schulgärten auch 
für den naturkundlichen Unterricht in der Fort⸗ 
bildungsſchule nutzbar gemacht werden. Le 

Frankfurt a. O., den 24. März 1910. 

I Bg. 876. Der Reglerungspräſident. 
174. Dem hygleniſchen Inſtitute der Tierärztlichen 
Hochſchule in Berlin it Unterſuchungsmaterlal, 
das für Menſchen anſteckend iſt, wiederholt ohne 
vorherige Benachrichtigung, zum Teil auch mangel⸗ 
haft verpackt, zugegangen. Infolgedeſſen ſind In⸗ 
fektionen der mit dem Auspacken des gefährlichen 
Sendungsinhalts beſchäftigten Diener zu beklagen 
geweſen. 
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Ueber die Art der Verpackung und Verſendung 
ſolchen Materials iſt in den 88 7 und 8 der Be⸗ 
kanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 4. Mai 
1904 (R. G. Bl. S. 160) Beſtimmung getroffen. 
Darnach iſt Material, das lebende Krankheitserreger 
des Rotzes und ſonſtige Erreger menſchlicher oder 
anzeigepflichtiger tierifcer Krankheiten enthält oder 
zu enthalten verdächtig erſcheint, ſo zu verpacken, 
daß eine Verſchleppung des Krankheitskeimes aus⸗ 
geſchloſſen wird. Die Sendungen müſſen feſt ver⸗ 
ſchloſſen und mit dem Vermerke „Vorſicht“ verſehen 
werden. Für rotziges Material ſind weitere ge⸗ 
nauere Vorſchriften gegeben, die in den Hauptpunkten 
wie folgt lauten: 

„Zur Aufnahme des Materials find beſonders 
geeignet ſtarkwandige Pulvergläſer mit einge⸗ 
ſchliffenem Glasſtöpſel und weitem Halſe, oder in 
deren Ermangelung Gläſer mit glattem zylindri⸗ 
ſchen Halſe, zu deren Verſchluß gut paſſende, friſch 
ausgekochte Korke zu verwenden ſind. Nach der 
Aufnahme des Materials find die Gläſer ſicher 
zu verſchließen, der Stöpſel iſt mit Pergament⸗ 
papier oder dergleichen zu überbinden; auch iſt an 
jedem Glaſe ein Zettel feſt aufzukleben oder ſicher 
anzubinden, der genaue Angaben über den Inhalt 
enthält. Zum Verpacken dürfen nur feſte Kiſten, 
keine Zigarrenkiſten, Pappſchachteln und dergleichen, 
benutzt werden. Die Gläſer und ſonſtigen Be⸗ 
hälter ſind in den Kiſten mittels Holzwolle, Heu, 
Stroh, Watte und dergleichen ſo zu verpacken, 
daß ſie unbeweglich liegen und nicht aneinander 
ſtoßen. 

Die Sendungen müſſen mit ſtarkem Bindfaden 
umſchnürt, verſiegelt und mit dem Vermerke 
„Vorſicht“ verſehen werden. Bei Beförderungen 
durch die Poſt find die Sendungen als „dringendes 
Paket“ aufzugeben und den Empfängern telegra⸗ 
phiſch anzukündigen“. 

Den Herren Kreistierärzten mache ich die ſorg⸗ 
fältige Beachtung dieſer Vorſchriften zur Pflicht. In 
allen Fällen iſt die Abſendung durch eine von dem 
Paket getrennt gehende Mitteilung (bei Rotz durch 
Draht) der empfangenden Stelle bekannt zu geben. 

Ich erſuche, dieſe Verfügung bei ſich darbietender 
Gelegenheit auch den Privattierärzten zur Beachtung 
mitzuteilen. 

Frankfurt a. O. den 24. März 1910. 

I Bg. 989. Der Regierungspräfident. 
175. Das im Amtsblatt S. 247/1909 veröffent⸗ 
lichte Verzeichnis der mit der Unterſuchung von Aus⸗ 
landsweinen beauftragten Nahrungsmittelunter⸗ 
ſuchungsämter wird, wie folgt, abgeändert: Zugang. 
Sonſtige Anſtalten. Reg.-Bez. Düſſeldorf: a) Chemi⸗ 
ſches Unterſuchungsamt des Landkreiſes Düſſeldorf 
in Düſſeldorf; Reg.⸗Bez. Merſeburg: d) Städtiſches 
Nahrungsmittelunterſuchungsamt in Halle a. S. 
Frankfurt a. O., den 22. März 1910. 
1 A. 1121. Der Regierungspräſident. 


176. Zum 1. April d. Is. wird zur örtlichen Leitung 
der Arbeiten für den Umbau des Bahnhofes 
in Frankfurt a. O. eine Bauabteilung in Frank⸗ 
furt a. O. errichtet. Die Geſchäfte des Vorſtandes 
find dem Regierungsbaumeiſter Fölſing übertragen 
worden. 

Frankfurt a. O., den 24. März 1910. 

I. B. 909. Der Regierungspräſident. 
177. Der Herr Oberpräſident der Provinz Bran⸗ 
denburg hat genehmigt, daß vom 1. April 1910 ab 
der 37. Standes amtsbezirk „Schloßgebiet Sorau 
N.⸗L.“ aufgelöſt wird und die dem Stadibezirk Sorau 
N 2. nicht einverleibten Teile des genannten Standes⸗ 
amtsbezirks, nämlich Forſthaus Sorauer Wald, Forſt⸗ 
haus Helle, Forſthaus Kunzendorf und Halleſtelle 
Maredorf, welche den Forſtgutsbezirk Sorau N.⸗L. 
bilden, dem Standesamtsbezirk Nr. 29 „Seifersdorf“ 
zugelegt werden. 

Frankfurt a. O., den 24. März 1910. 

I D. 257. Der Regierungspräſident. 
178. Der in meiner Rundverfügung vom 30. Auguſt 
1901 — I B. 5622/01 — genannte Mathematiker 
Ollendorf in Berlin kommt als mathemattſcher 
Sachverſtändiger zur Abgabe verſicherungs⸗techniſcher 
Gutachten über die Lebensfähigkeit von Sterbe⸗ und 
ſonſtigen Unterſtützungskaſſen künftig nicht mehr in 
Betracht. 

Frankfurt a. O., den 21. März 1910. 

I B 818. Der Regierungspräſident. 
179. 1. Die Erlaubnis im Jahre 1910 Loſe in 
Preußen zu vertreiben iſt erteilt worden: 

a) Dem Verein Berliner Künſiler zu einer öffent⸗ 
Verloſung von Kunſtwerken und von Steindrucken; 

b) Dem Komitee für den Luxuspferdemarkt in 
Brieſen zu einer öffentlichen Verloſung von Pferden, 
Wagen und anderen Gegenliänden; 

e) Dem Komitee des Stettiner Pferdemarktes zu 
Stettin zu einer öffentlichen Verloſung von Pferden, 
Wagen und anderen Gegenständen; 

d) Dem Verein Internationale Auaſtellung für 
Sport und Spiel e. V. zu Frankfurt a. M. zu 
einer öffentlichen Verloſung von Gold⸗, Silber⸗ und 
Gebrauchs gegenſtänden. 

2. Dem Germaniſchen Nationalmuſeum zu Nürn⸗ 

berg iſt die Erlaubnis erteilt worden, 200000 Loſe 
der zum Zwecke der Erweiterung des Muſeums 
durch den Ankauf der Beckhſchen Fabrik für das 
Königreich Bayern genehmigten Geldlotterie zum 
Preiſe von je 3,30 M. im Preußiſchen Staats⸗ 
156 zu vertreiben. Von dleſen 200000 Loſen 
nd je 50000 Stück von den Polizeipräſidien in 
Frankfurt a. M., Magdeburg und Berlin, ſowie 
von der Polizeidirektion in Caſſel vor dem Vertriebe 
abzuſtempeln. In Preußen vertriebene Loſe, welche 
einen dieſer Stempel nicht tragen, ſind einzuziehen 
und die Händler ſtrafrechtlich zu verfolgen. 

3. Dem Verein „Jugendheim“ in Charlottenburg 
iſt die Genehmigung erteilt worden, im Jahre 1910 
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hur Förderung feiner Zwecke eine öffentliche Der: 
oſung von Gegenständen zu veranſtalten und die 
Loſe in der Provinz Brandenburg auszugeben. 
Frankfurt a. O., den 22. März 1910. 

1 B. 783. Der Regierungspräfident. 
180. Der Herr Minifter der öffentlichen Arbeiten 
hat die Ausführung der Vorarbeiten für die Hochlegung 
der Eiſenbahn innerhalb der Stadt Landsberg a. W. 
angeordnet. Auf Grund des § 5 des Enteignungs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1874 wird daher verfügt, daß 
ſich die Grundeigentümer, Selterwaſſerfabrikant Kniſpel 
und Buchdruckereibeſizerd. Schneider in Landsberg a. W. 
das Betreten und Vermeſſen ihrer Grundſtücke und 
alle ſonſtigen für die Vorbereitung des Unternehmens 
nötigen Handlungen von den damit beauftragten 


0 für 
und Flößereiverfehr ers 
Potsdam, den 22. März 1510 öffnet werden. 


ri: der Verwaltung der Märkiſchen Waſſerſtraßen. 


„Beil der infolge unfrer Bekanntmachu 2 
1 8 f chung vom 26. 


„ & zu 1500 M. 1 Stück Nr. 78. 

„ H zu 300 M. 3 Stücke, und zwar: Nr. 258. 
319. 320. 

„ 10) zu 75 M. 2 Stücke, und zwar: Nr. 43. 68. 

„ K zu 30 M. 4 Stücke, und zwar: Nr. 52. 
96. 101. 105. 

Die Inhaber dieſer Rentenbriefe werden auf⸗ 
efordert, dieſelben mit den dazu gehörigen Zins⸗ 
feinen Reihe III Nr. 6—16 nebit Erneuerungsſchein 
bei der hieſigen Rentenbankkaſſe — Kloſterſtraße 
Nr. 761 — vom 1. Juli d. J. ab an den Wert: 
tagen von 9 bis 1 Uhr einzuliefern, um hiergegen 
und gegen Quittung den Nennwert der Rentenbriefe 
in Empfang zu nehmen. 

Vom 1. Juli d. J. ab hört die Verzinſung der 
ausgeloſten Rentenbriefe auf; dieſe ſelbſt verjähren 
mit dem Schluſſe des Jahres 1920 zum Vorteil 
der Rentenbank. 

Die Einlieferung ausgeloſter Rentenbriefe an die 
Rentenbankkaſſe kann auch durch die Poſt portofrei 
und mit dem Antrage erfolgen, daß der Geldbetrag 
auf gleichem Wege übermittelt werde. 5 

Die Zuſendung des Geldes geſchieht dann auf 
Gefahr und Koſten des Empfängers, und zwar bei 
Summen bis zu 800 M. durch Poſtanweiſung, 
ſofern es ſich um Summen über 800 M. handelt, 


iſt au u Antrag 
Quittung beizufügen. 

Berlin, 5 12 Februar 1910. 

Königliche Direktion 

der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
183. Um die ohne perſönliche Adreſſe zur Verſen⸗ 
dung kommenden Briefſendungen, die ſogenannten 
Chiffrebriefe, vor der Abholung durch Unbefugte zu 
ſchützen, werden vom 1. April ab die Poſtanſtalten, 
die ſich mit der Ausgabe von Briefen befaſſen, auf 
Wunſch Poſtlagerkarten ausſtellen. Die Ausfertigung 
der Poſtlagerkarten iſt am Schalter der Poſtanſtalt, 
wo die Abholung der Briefe ſtattſinden ſoll, zu 
beantragen. Die Poſtlagerkarten weiſen eine vorge⸗ 
druckte Nummer auf. Briefe, die unter dieſer Nummer 
mit dem Zuſatze „Poſtlagerkarte“ und dem Namen 
der die Poſtlagerkarte ausſtellenden Poſtanſtalt ein⸗ 
gehen, z. B. Poſtlagerkarte Nr. 47 Berlin W. 8, 
werden nur demjenigen verabfolgt, der die vom Poſt⸗ 
amt Berlin W. 8 ausgeſtellte Poſtlagerkarte Nr. 47 
vorzeigt. Die Poſtlagerkarte hat Gültigkeit für 
die Dauer eines Monats, vom Tage der Ausſtellung 
ab bis ausſchließlich demſelben Tage des nächſten 
Monats — alſo z. B. vom 16. Februar bis einſchl. 
15. März —; ihre Gültigkeit kann immer um je 
einen Monatszeitraum verlängert werden. Für die 
Ausfertigung einer Karte, ferner für jede Verlängerung 
der Gültigkeitsdauer wird je eine Gebühr von 20 Pf. 
erhoben. Ferner wird im innern deutfchen Verkehr für die 
Verſendung von Karten und Paketen mit Nachnahme 
die Benutzung von Nachnahmekarten und⸗Paketadreſſen 
mit anhängender, vom Abſender vorzuſchreibender 
Poſtanwelſung zugelaſſen. Derartige Formulare werden 
zum Preiſe von 5 Pf. für 10 Stück bei den Poſt⸗ 
anſtalten vom 1. Juli ab zum Verkauf bereit gehalten 
werden. Es iſt geftattet, die Formulare durch die 
Privatinduſtrie herſtellen zu laſſen und ſchon jetzt zu 
verwenden. Die nicht von der Poſt bezogenen Nach⸗ 
nahmekarten und Nachnahmepaketadreſſen müſſen jedoch, 
worauf zur Vermeidung von Zurückweiſungen durch 
die Poſtanſtalten beſonders hingewieſen wird, in 
Größe, Form und Vordruck, ſowie in Stärke und 
Farbe des Papiers den amtlichen Formularen genau 
eniſprechen. Muſterformulare können in einigen Wochen 
bei den Poſtanſtalten eingeſehen und von Intereſſenten 
koſtenlos bezogen werden. Die Benutzung der neuen 
Formulare iſt vorläufig in das Belieben des Publi⸗ 
kums geſtellt. Vom 1. Januar 1911 ab werden zur 
Verſendung von Paketen und Karten mit Nachnahme 
aber nur noch die Formulare mit anhängender, vom 
Abſender vorgeſchrlebener Poſtanweiſung zugelaſſen 
werden. 

Berlin, den 16. März 1910. 

Der Staatsſekretär des Reichspoſtamts. 

181. In Lichtenow, Heinersbrück und Tauerzig 
find Telearaphenanſtalten mit öffentlichen Fernſprech⸗ 
ſtellen eröffnet worden. 

Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion Frankfurt a. O. 
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185. Perſonaluachrichten. 

a) Es find ernannt worden zu Amtsvorſtehern: 
1. Der Inſpektor Reichelt zu Kemmen für den 
Amtsbezirk 7 Kemmen, im Kreiſe Calau, 2. Der 
Rittergutsbeſitzer, Ritterſchaftsrat Gneomar v. Natzmer 
zu Trebendorf für den Amtsbezirk 9 Trebendorf, 
im Kreiſe Cottbus, 3. der Rittergutsbeſitzer von Ammon 
zu Cunow für den Amtsbezirk 3 Cunow, im Kreiſe 
Croſſen a. O., 4. der Adminiſtrator Redlich zu Logau 
für den Amtsbezirk 10 Plau, im Kreiſe Croſſen a. O., 
5. der Ritterguts⸗ und Fideikommißbeſitzer Louis 
von Seidel zu Dledersdorf für den Amtsbezirk 20 
Jahnsfelde, im Kreiſe Lebus, 6. der Königliche 
Domänenpächter Lutze zu Sablath für den Amts⸗ 
bezirk 35 Sablath, im Kreiſe Sorau, 7. der Guts⸗ 
beſitzer Viktor Schnorr zu Siebenruthen für den 
Amtsbezirk 16 Schermeißel, im Kreiſe Oſiſternberg, 
8. der Königliche Amtsrat Auguſtin zu Rampltz für 
den Amtsbezirk 1 Rampitz, im Kreiſe Weftiternberg, 
9. der Rittergutsbeſitzer von Bonin zu Botiſchow 
für den Amtsbezirk 9 Görbliſch, im Kreiſe Weſt⸗ 
ſternberg, 10. der Bauerngutsbeſitzer Ernſt Jahn zu 
Kunersdorf für den Amtsbezirk 12 Kunersdorf, im 
Kreiſe Weſtſternberg, 11. der Gutsbeſitzer Fretzdorf 
zu Zohlow für den Amtsbezirk 14 Neuendorf, im 
Kreiſe Weſtſternberg, 12. der Rittmeiſter a. D. von 
Kaphengſt zu Radach für den Amtsbezirk 18 Radach, 
im Kreiſe Wefiſternberg; zu Amtsvorſteherſtellver⸗ 
tretern: 1. Der Diplom⸗Bergingenieur Hermann 
Müller zu Kauſche für den Amtsbezirk 18 Drebkau, 
im Kreiſe Calau, 2. der Rittergutsbeſitzer Schneider; 
heinze zu Luckaltz für den Amtsbezirk 13 Luckaitz, 
im Kreiſe Calau, 3. der Gemeindevorſteher, Mühlen⸗ 
beſitzer Heinrich Vogel zu Madlow für den Amts⸗ 
bezirk 23 Hänchen, im Kreiſe Cotibus, 4. der Forſt⸗ 
verwalter Zietſchmann zu Drehnow für den Amts⸗ 
bezirk 24 Drehnow, im Kreiſe Croſſen a. O., 5. der 
Mühlenbeſitzer Sala zu Quartſchen für den Amts⸗ 
bezirk 45 Quartſchen⸗Kutzdorf, im Kreiſe Königs⸗ 
berg Nm., 6. der Gemeindevorſteher Hentſchel zu 
Zicher für den Amtsbezirk 44 Zicher⸗Batzlow. im 
Kreiſe Königsberg Nm., 7. der Königliche Förſter 
Ludwig zu Rampitz für den Amtebezirk 1 Rampitz. 
im Kreiſe Weſtſternberg, 8. der Rittergutsbeſitzer 
Neumann in Lieben für den Amtsbezirk 17 Schma⸗ 
gorei, im Kreiſe Weſtſternberg, 9. der Poſtagent 
Tiegs zu Radach für den Amtsbezirk 18 Radach, 
im Kreiſe Weſiſternberg. 

b) Der Gewerbeinſpektor Ripberger in Forſt i. L. 
iſt zum 1. April d. Is. nach Sorau L.⸗L. zur 
Uebernahme der neu errichteten Gemerbeinfpeftton 
daſelbſt verſetzt. An ſeine Stelle iſt der Gewerbe⸗ 
inſpektor Graefe aus Saarbrücken geireten. 

c) Der Oberamimann Hans Kleinau zu Zilten⸗ 
dorf iſt als Deichhauptmann des Deſchverbandes 
unterhalb Fürſtenberg gewählt und beftätigt worden. 

d) Der Oekonomiekommiſſionsgehilfe Dr. Saxer 
hier iſt zum Oekonomiekommiſſar ernannt. 


e) An Stelle des verſetzten Forſtkaſſenrendanten, 
Freiherrn von Schilling, iſt dem Steuerſekretär 
Baumann in Dannenberg die Verwaltung der Forſt⸗ 
kaſſe in Vietz vom 1. April d. Is. ab übertragen worden. 

1) Der Spezialkommiſſtons⸗Sekretär Schwechten 
iſt von Perleberg nach Guben verſetzt. 

8) Der Zeichner Steinke in Hannover iſt zum 1. 4. 
d. Ig. in das geodätiſch⸗techniſche Bureau der Generals 
kommiſſion in Frankfurt a. O. verſetzt. 

h) Der Königl. Seminardirektor Berg in Memel 
iſt vom 1. Apeil 1910 ab in gleicher Eigenſchaft 
dem Schullehrer⸗Seminar in Königsberg Nm. über⸗ 
wieſen worden. 

i) Der kommiſſariſche Seminardirektor Prall in 
Friedeberg iſt zum Kgl. Seminardirektor ernannt 
und vom 1. Februar d. Is. ab dem Lehrerſeminar 
in Friedeberg über wieſen worden. 

k) Der Rektor Ludwig Gold aus Müllroſe iſt vom 
1. April d. Js. ab zum Kgl. Seminarlehrer ernaunt 
und dem Kgl. Stadtſchullehrer⸗Seminar in Berlin 
überwieſen worden. 

Y) Der komm. Seminarlehrer Ziegeniped iſt vom 
1. April d. Is. ab zum Kgl. Seminarlehrer ernannt 
und dem Kgl. Schullehrerſeminar in Cottbus über⸗ 
wieſen worden. 

m) Der Seminarlehrer Hermann Stöcker in 
Züllichau iſt vom 1. März 1910 ab zum Kgl. 
Seminaroberlehrer am Schullehrer⸗Seminar in 
Neuzelle ernannt. 

n) Der Kandidat des höheren Lehramts Johannes 
Kalow iſt vom 1. April d. Js. ab als Oberlehrer 
an der Realſchule zu Cottbus angeſtellt worden. 

o) Die Oberlehrerin an der Luiſenſchule in 
Düſſeldorf Helene Krefft iſt vom 1. April d. Is. 
ab in gleicher Eigenihaft an der Luiſenſchule in 
Forſt i. L. angeſtellt worden. 

p) Der Lehrer an der Süftsſchule zu Frankfurt a. O. 
Siegfried Stößel iſt vom 1. April d. Js. ab als 
Zeichenlehrer an dem Realprogymnaſium zu Croſſen a. O. 
angeſtellt worden. 

q) Dem Lehrer Paul Thamm aus Jordan, Kreis 
Züllichau, iſt die Erlaubnis zur Leitung der mit dem 
St. Florianſtift in Neuzelle verbundenen Privat: 
ſchule erteilt worden. 

r) Dem Küſter und Lehrer Heinrich Saade in 
Neu Cüſtrinchen, Diözeſe Königsberg Nm. I, iſt der 
Titel „Kantor“ verliehen. 

8) Die techniſche Lehrerin Marte Laſchke an der 
Auguſtaſchule in Frankfurt a. O. iſt vom 1. April 
d. Is. ab in gleicher Eigenſchaft endgültig angeſtellt 
worden. 

t) Zu beſetzen iſt am 1. April 1910 die neu er⸗ 
richtete patronatsfreie Pfarrſtelle in Neu⸗Welzow, 
Diözeſe Calau, (Einkommen nach Grundgehalts⸗ 
klaſſe I). Die Belegung erfolgt durch Gemeinde⸗ 
wahl nach dem Pfarrwahlgeſetz vom 28. März 
1892 — K Gef. u. V. Bl. S. 115 —. Bewer 
bungen find an den Gemeinde ⸗Kirchenrat zu richten. 
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u) Erledigt wird die Pfarrſtelle privaten Patronats 
zu Kurtſchow, Dlöͤzeſe Croſſen J, durch Verſetzung 
des Pfarrers Martiny. Ueber die Stelle iſt bereits 
verfügt. 

) Verſetzt find: Ober⸗Poſtpraktikant Fauſt von 
Sorau nach Königsberg l. Pr. und Mahr von 
Leipzig nach Frankfurt; Poftſekretär Bergmann von 
Stettin nach Lübben, Ehrlich von Zantoch nach 
Lleberoſe, Poſtſekr. Zimmermann von Coblenz nach 
Frankfurt, und die Poſtverwalter Schulz von Kleeberg 
nach Zantoch, Fröhlich von Lieberoſe nach Vietz, 
Poſtaſſ. Britz von Cüſtrin nach Kleeberg als Poſt⸗ 
verwalter. Angeſtellt: Poſtſekr. Marſchall in Ber⸗ 
linchen. Uebertragen: Poſtſekretär Korth eine Ober⸗ 
Poſtſekr.⸗Stelle in Sorau. 

Nichtamtliches. 
186. I. Auf den Bericht vom 17. Februar d. Js. 
will Ich die wieder beifolgenden, von der General- 
verſammlung des Kur: und Neumärkiſchen Ritter: 
ſchaftlichen Kreditinftituts am 16/17. Dezember 1909 
beſchloſſenen Nachträge 

1. zu den reglementariſchen Beſtin mungen des ge⸗ 

nannten Kreditinſtituts, 

2. zu dem Statut der Kur und Neumärkiſchen 

Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe 
hierdurch landesherrlich genehmigen. 
Berlin, den 28. Februar 1910. 
gez. Wilhelm R. 

ggez. Beſeler. v. Arnim. 

An den Juſtizminiſter und den Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten. 


I: Nachtrag 
zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kurs und 

Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts. 

I. Regulativ 
betreffend die Hergabe von Darlehnen an die Eigen⸗ 
tümer der vom Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditinſtitut bepfandbrieften Güter zur Her⸗ 
ſtellung von Anlagen, die eine dauernde wirtſchaft⸗ 
liche Verbeſſerung der Güter gewährleiſten. 

$ 1. Den Eigentümern der vom Kur» und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtitute bepfand- 
brieften Güter können auf ihren Antrag zur Her⸗ 
ſtellung von Anlagen, die eine dauernde wirtſchaft⸗ 
liche Verbeſſerung der Güter gewährleiſten, bare, 
einer regelmäßigen Tilgung unterliegende Darlehne 
(Meliorationsdarlehne) aus den bereiten Mitteln des 
Kreditinſtituts oder durch Vermittelung der Ritter⸗ 
ſchaftlichen Darlehnskaſſe nach Ermeſſen der Haupt⸗ 
Ritterſchafts⸗Direktion gewährt werden, ſofern die 
Darlehnsnehmer die Verpflichtung übernehmen, ſich 
für die Verwendung des Darlehns und nötigenfalls 
für die Wirtſchaftsführung ihrer Güter bis zur 
Tilgung des Darlehns der Aufficht der Haupt⸗Ritter⸗ 
ſchafts⸗Direktion nach deren Anordnung zu unterwerfen. 

82. Die zu dieſem Zwecke gewährten Darlehne 
dürfen das fünfte Sechſtel des Taxwertes des Gutes 


nicht überſteigen und müſſen im unmittelbaren An⸗ 
ſchluß an das Pfandbriefdarlehn grundbuchlich ein⸗ 
getragen werden. 

§ 3. Sofern eine derartige grundbuchliche Sicher⸗ 
ſtellung ſich nicht ermöglichen läßt, kann die Ge⸗ 
währung des Darlehns auch erfolgen, wenn für das 
Kreditinſtitut eine Sicherungshypothek an bereiteſter 
Stelle im Grundbuche eingetragen wird, und die 
vom Darlehnsnehmer übernommenen Verpflichtungen 
zur Verzinſung und Tilgung des Darlehns durch 
Eintragung einer Erhöhung der Jahresleiſtungen 
für das Pfandbriefdarlehn bis auf 5 v. H. desſelben 
im Grundbuche ſichergeſtellt werden. 

In dieſem Falle darf jedoch das Darlehn niemals 
den Betrag überſteigen, der ſich ergibt, wenn man 
die Differenz zwiſchen einer 5 prozentigen und der 
reglementsmäßigen Pfandbriefs⸗Jahreszahlung nach 
dem Prozentſatz der Zinſen und Tilgungsbeiträge 
des Meliorationsdarlehns kapitaliſiert, auch dürfen 
die Zinſen und Tilgungsbeiträge des Meliorations⸗ 
darlehns zuſammen mit den reglementsmäßigen 
Jahreszahlungen für das Pfandbriefdarlehn 5 v. H. 
des letzteren nicht überſteigen. 

8 4. Die Höhe des Darlehns wird in allen 
Fällen von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion beſtimmt. 

8 5. Das Meliorationsdarlehn iſt mit mindeſtens 
4 v. H. zu verzinſen und in längſtens 30 Jahren 
zu tilgen. 

$ 6. Die Jahreszahlungen für das Meliorations⸗ 
darlehn ſind gleichzeitig mit den Jahreszahlungen 
für das Pfandbriefdarlehn zu entrichten. 

Zur Beitreibung rückſtändiger Zahlungen ſtehen 
dem Ritterſchaftlichen Kreditinſtitute dieſelben Vor⸗ 
rechte zu, wie ſie ihm für die Beitreibung der 
e des Pfandbriefdarlehns eingeräumt 
ind. 


$ 7. Das Meliorationsdarlehn darf vom Dar⸗ 
lehnsnehmer nur zu der Anlage verwendet werden, 
für deren Herſtellung es gegeben worden iſt. 
Verwendet der Darlehnsnehmer unter Umgehung 
der ihm auferlegten Verpflichtungen das Meliorationg- 
darlehn zu einem anderen als dem zugelaſſenen 
Zweck, oder entzieht er ſich ſeiner Verpflichtung zum 
Nachweis des zugelaſſenen Verwendungszweckes, oder 
erfüllt er die Bedingungen nicht, unter denen ihm 
das Darlehn bewilligt worden iſt, ſo iſt die Haupt⸗ 
Ritterſchafts⸗Direktion berechtigt, nicht nur das Me⸗ 
liorationsdarlehn mit dreimonatiger Friſt zu kün⸗ 
digen, ſondern auch die Kündigung des Pfandbrief⸗ 
darlehns oder eines Teiles desſelben zu beſchließen. 
8 8. Meliorationsdarlehne dürfen ſtets nur in 
barem Gelde zurückgezahlt werden. 
Solange das Meliorationsdarlehn noch ungetilgt 
iſt, darf 
a) das Pfandbriefdarlehn nur zurückgezahlt werden, 
wenn gleichzeitig das Meliorationsdarlehn nebſt 
den Zinſen bis zum Zahlungstage durch beſon⸗ 
dere bare Zahlung erſtattet wird, und tft 
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b) die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion nicht verpflichtet, 
eine Löſchung des Pfandbriefdarlehns herbei⸗ 
zuführen. 

8 9. Die erforderlichen Ausführungsvorſchriften 
find von der Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion im Eiver⸗ 
nehmen mit dem Engeren Ausſchuſſe und unter Zu⸗ 
ſtimmung der Auffichtsbehörde zu erlaſſen. 

In dieſen Ausführungsvorſchriften iſt insbeſondere 
auch über den Betrag, der im ganzen für Melio⸗ 
rationsdarlehne aus den vorhandenen Mitteln ver⸗ 
wandt werden darf, und über die Zwecke, zu denen 
ſie bewilligt werden dürfen, Beſtimmung zu treffen. 

8 10. Die Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion wird er⸗ 
mächtigt, während ihrer Mitverwaltung des Neuen 
Brandenburgiſchen Kreditinſtituts dieſem Inſtitute 
mit mindeſtens 4 v. H. verzinsliche Vorſchüſſe aus 
den Mitteln des Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts oder 
der Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe zu bewilligen, 
um das Neue Brandenburgiſche Kreditinſtitut in 
den Stand zu ſetzen, unter entſprechender Anwendung 
der Beſtimmungen dieſes Regulativs und ſeiner 
Ausführungsvorſchriften an Eigentümer der vom 
Neuen Brandenburgiſchen Kreditinſtitut bepfand⸗ 
brieften Grundſtücke Meliorationsdarlehne zu ge⸗ 
währen, falls die ſtatutariſchen Beſtimmungen dieſes 
Kreditinſtituts die Gewährung ſolcher Darlehne 
zulaſſen. 

II. 

Den Kur⸗ und Neumärkiſchen Aelteren Pfandbriefen 
werden vom 1. Juli 1910 ab Zinsbogen auf einen 
zehnjährigen Zeitraum beigegeben. 


Kur⸗ und 

Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 
(Siegel). 
III. Nachtra 


9 
zu dem Statut der Kur⸗ und Neumärkiſchen Ritter⸗ 
ſchaftlichen Darlehnskaſſe. 

Das mittels Allerhöchſten Erlaſſes vom 8. Ja 
nuar 1873 genehmigte Statut der Kur⸗ und Neu⸗ 
märkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehnskaſſe mit den 
durch Allerhöchſte Erlaſſe vom 12. Mai 1877, 
23. März 1898 und 18. Februar 1901 genehmigten 
Nachträgen wird wie folgt abgeändert: 

J. In § 5A erhält 

1. Abſatz 3 folgende Faſſung: 
„Der Reingewinn fließt dem allgemeinen 
Reſervefonds der Darlehnskaſſe zu“ 
und werden 
2. in Abſatz 4 die Worte „vorbehaltlich abweichen⸗ 
der Anordnung der Generalverſammlung“ ſo⸗ 
wie am Schluß die Worte „und der Pfand⸗ 
briefs⸗Amortiſation“ 
geſtrichen. 


Diefe Ausgabe umfaßt die Seiten 87—92 ( %½ Bogen). 


II. In 8 4 werden zu 4 unter a die Worte 
„ſowie gegen Hinterlegung von Wechſeln 
nach den Grundſätzen der Reichsbank“ 

geſtrichen. 

III. In 8 7 werden im erſten Satze des erſten 
Abſatzes hinter den Worten: „der Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Direktion, welche auch“ die Worte eingeſchaltet: 

„im Einvernehmen mit dem Engeren Aus⸗ 
ſchuß der Generalverſammlung unter Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde“. 

IV. Die Beſtimmungen unter 1 und 2 des 8 4B 
Abſatz 1 erhalten folgende Faſſung: 

1. durch die als Deckung für dieſelben dienenden 
Forderungen der Darlehnskaſſe und den ge⸗ 
bildeten Reſervefonds, 

2. durch die angeſammelten Tilgungsbeſtände, welche 
den Inhabern dieſer Schuldverſchreibungen zu 
deren ausſchließlicher Sicherheit angewieſen 
werden und von anderen Gläubigern der Dar⸗ 
lehnskaſſe auf keine Weiſe in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden können, ſowie durch die un⸗ 
bedingte Haftung des geſamten Vermögens der 
Darlehnskaſſe und die allgemeine Garantie des 
Kurs und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
inſtituts. 


Kur⸗ und 
Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direktion. 
(Siegel). 


187. Die Braunkohlen⸗Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
geſellſchaft Grube Friedrich Wilhelm I. bei Coſtebrau 
hat die Einziehung des innerhalb der Gemarkung 
Coſtebrau liegenden Bierweges von der Eiſenbahn 
Sallgaft— Lauchhammer bis zum Wege von Zſchipkau 
nach Finſterwalde beantragt. Dieſes Vorhaben wird 
gemäß § 57 Abſatz 1 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883 zur öffentlichen Kenntnis gebracht 
mit dem Hinzufügen, daß eine Handzeichnung. welche 
die Lage des einzuziehenden Wegeteils angibt, im 
Amtsbureau zu Coſtebrau zur Einſicht ausliegt. 
Einſprüche gegen die Einziehung ſind binnen 4 Wochen 
zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei dem unter⸗ 
zeichneten Amtsvorſteher geltend zu machen. 


Coſtebrau, den 19. März 1910. 
Der Amtsvorſteher. 
In Vectretung: Tempel. 


188. Der öffentliche Weg Carzig — Berlinchen 
iſt wegen Vornahme von Pflaſterungsarbeiten längs 
der Jagen 184 und 185 vom 30. März ab bis 
auf weiteres geſperrt. 
Carzig, den 22. März 1910. 
Der Amtsvorſteher. 
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